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Umweltgipfel Rio 
UNCED 1992

In Nord und Süd 
C02 reduzieren
Die Verteilung der Pflichten einer Klimakonvention 
hängt für den Vorsitzenden des Kuratoriums der 
Deutschen Umweltstiftung, Prof. Dr. Udo E. Simonis, 
vor allem davon ab, welche Kriterien bezüglich der 
Reduzierung von Treibhausgasen angelegt werden

Die Vorbereitungen zur UN-Konfe- 
renz in Rio haben es angezeigt: 
War in der Vergangenheit im 

Nord-Süd-Zusammenhang meist nur 
von Entwicklungsprozessen die Rede, 
so werden wir uns in Zukunft zuneh­
mend mit Umverteilungsprozessen 
beschäftigen müssen. Dies ist die Fol­
ge der Wahrnehmung globaler Um­
weltprobleme, insbesondere des Kli­
maproblems. Die Industrieländer wa­
ren und sind Hauptverursacher dieses 
Problems und der Streit geht darum, 
wieviel sie an Treibhausgas-Emissio- 
nen auf geben müssen. Die Entwick­
lungsländer aber würden unter Einhal­
tung des Standardentwicklungsweges 
zu Hauptverursachern werden kön­
nen, auch für sie besteht Anpassungs­
bedarf. Ökologisch gesehen werden 
sie die Hauptleidtragenden der globa­
len Klimaveränderung sein. Ökono­
misch gesehen hängt die Kostenver­
teilung von der Art der Präventions­
und Anpassungsmaßnamen, von den 
vereinbarten institutioneilen Vorkeh­
rungen und von der sich entfaltenden 
globalen Umweltdiplomatie ab.
Zur Reduzierung der Treibhausgase 
— die wichtigsten sind Kohlendioxid 
(C 02), Methan (CH4) und die Fluorch­
lorkohlenwasserstoffe (FCKW) — sind 
grundsätzlich viele Mechanismen und 
Instrumente einsetzbar, wie Negativli­
sten (Londoner Dumping Konvention, 
Baseler Konvention), technische Vor­
schriften (Marpol-Abkommen), Nut­
zungsrechte (Seerechtskonferenz), 
Reduzierungsraten beziehungsweise 
Produktionsstop (Wiener Konvention, 
Montrealer Protokoll). Angesichts wei­
terhin hohen Bevölkerungswachs­
tums in den Entwicklungsländern ei­
nerseits und des ökonomischen Nach­
holbedarfs andererseits haben relati­
ve Begrenzungen oder absolute Be-

Smog: Hauptverursacher des Treibhaus­
effektes sind die Industrieländer.
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grenzungen von Treibhausgasen 
höchst unterschiedliche Konsequen­
zen für die Entwicklungsländer —  und 
damit für deren Kooperations- oder 
Konfliktbereitschaft.
Unterstellt man die FCKW-Regulie- 
rung als Politikformulierungsaufgabe 
(nicht als Politikumsetzungsaufgabe) 
als gelöst, so geht es bei der weiteren 
Ausgestaltung einer globalen Klima­
konvention also vor allem um ein COa, 
ein CH4- und ein N2Ö-Protokoll. Das 
einzige dieser Treibhausgase, über 
das bisher ein internationaler Diskurs 
in Gang gekommen ist und dessen 
strategische Regulierung noch in die­
sem Jahrzehnt realisierbar erscheint, 
ist das CÖ2.

Verteilungsfragen 
sind Machtfragen
Die Verteilung der Pflichten einer Kli­
makonvention zwischen Industrielän­

dern und Entwicklungsländern hängt 
besonders davon ab, welche Kriterien 
bezüglich der Reduzierung angewen­
det werden. Bei der Festlegung sol­
cher Kriterien dürften zwei internatio­
nale Abkommen wichtige Bezugs­
punkte abgeben: die ECE-Konvention 
über weiträumige Luftverschmutzung 
(1979) und das Montrealer Protokoll. 
Bei der ECE-Konvention hatte sich zu­
nächst eine kleine Zahl der ECE-Län- 
der zu einem „30-Prozent-Club” der 
Schwefeldioxidreduzierung zusam­
mengefunden, dem nach und nach 
die anderen Länder beitraten. Ent­
scheidend für diesen umweltpoliti­
schen Erfolg war der erreichte Grup­
penkonsens über das Verteilungskri­
terium: Jedes Land sollte die SOg- 
Emissionen um den gleichen Prozent­
satz von 30 Prozent verringern. Damit 
war die Ausgangslage legitimiert, Vor­
leistungen oder geographische Be­
sonderheiten wurden nicht berück­
sichtigt. Dies ist das Verteilungskriteri­
um I: Proportional gleiche Reduzie­
rungsrate für alle Länder, bezogen auf 
die Ausgangslage.
Auch das Montrealer Protokoll sieht 
eine proportional gleiche Reduzie­
rungsrate vor (zunächst 50 Prozent, 
später 100 Prozent), läßt jedoch eine 
Ausnahme (zeitlich befristet) für die 
Entwicklungsländer zu. Die Entwick­
lungsländer wurden von der Reduzie­
rungspflicht ausgenommen, weil sie 
sie als unfair einschätzten. Die Indu­
strieländer hätten durch die FCKW- 
Emissionen der Vergangenheit die 
Ozonschicht geschädigt, so daß den 
Entwicklungsländern Proportionalität 
in der Pflichtenübernahme nicht zuzu­
muten sei, sie hätten ein Emissions­
recht für die Zukunft.
Eine solche Argumentationsweise be­
gründet das Verteilungskriterium il:
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Proportional gleiche Reduzierungsra­
te für eine Gruppe von Ländern (Indu­
strieländer) bei Festlegung einer Rate 
der noch zulässigen Emissionszunah­
me für die andere Gruppe (Entwick­
lungsländer).
Bei einem C 0 2-Protokotl werden die 
notwendigen Anpassungen umfas­
send und weitreichend sein, zahlrei­
che Techniken, Produkte und Wirt­
schaftszweige sind betroffen. Die In­
dustrieländer werden ihre eigenen ab­
soluten Reduzierungspflichten daher 
gegen die relativen Reduzierungs­
pflichten der Entwicklungsländer ver­
handeln wollen. Neben den laufenden 
Emissionen wird es den Entwicklungs­
ländern auch um die historischen, in 
der Erdatmosphäre akkumulierten 
Emissionen gehen.
Je stärker solche Verteilungsargu­
mente in den Vordergrund rücken, um 
so höher ist die Wahrscheinlichkeit, 
daß eine beidseitige Reduzierung 
nicht vereinbart wird. Dies macht ein 
Kriterium der Gleichbehandlung at­
traktiv, nämlich gleiche C 0 2-Emissio- 
nen pro Kopf der Bevölkerung. So lau­
tet das Verteilungskriterium III: Jedes 
Land hat ein Emissionsrecht, das sich 
aus der angestrebten (reduzierten) 
globalen Emissionsmenge pro Kopf 
der Weltbevölkerung multipliziert mit 
der eigenen Bevölkerungszahl ergibt. 
Nach diesem Kriterium würden die 
Länder, die die angestrebte COz- 
Emissionsmenge überschreiten (Indu­
strieländer), entsprechende Reduzie­
rungspflichten haben. Die Länder, die 
diese Mengen unterschreiten (Ent­
wicklungsländer), könnten zusätzlich 
emittieren. Dieses Kriterium stellt so­
mit auf Fairneß ab, legitimiert also 
nicht die gegenwärtige Situation, son­
dern bewirkt Umverteilung im Nord- 
Süd-Kontext.
Für die Industrieländer wäre demnach 
mehr angesagt als nur eine relative 
Entkoppelung von Wirtschaftswachs­
tum und Energieverbrauch. Mittel­
und langfristig ist aus ökologischen 
Gründen nur noch ein Wirtschafts­
wachstum möglich, bei dem Energie­
verbrauch und Umweltbelastung auch 
absolut zurückgehen.

Verteilungsfragen sind bekanntlich 
Machtfragen. Das globale Klimapro­
blem ist so komplex, daß kein Ende 
sein mag mit entsprechenden Vertei­
lungsdebatten. Deshalb sollte ein 
möglichst einfaches, allgemein ein­
leuchtendes Leitkriterium für die COa- 
Reduzierungsstrategie postuliert wer­
den. □
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